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I. Allgemeine Vorschriften 
 
§ 1 
Rechtsstellung 
 
(1) Der Zweckverband führt den Namen „Zweckver-
band zur gemeinsamen Abwasserbeseitigung in den 
Gemeinden rund um den Starnberger See“. 
(2) Er hat seinen Sitz in Starnberg. 
(3) Der Zweckverband ist eine gemeinnützigen Zwe-
cken dienende Körperschaft des öffentlichen Rechts.  
(4) Aufsichtsbehörde ist die Regierung von Oberbay-
ern. 
(5) Die technische Aufsicht obliegt den im räumlichen 
Wirkungskreis des Zweckverbands (§ 3) zuständigen 
Wasserwirtschaftsämtern. 
 
§ 2 
Verbandsmitglieder 
 
(1) Verbandsmitglieder sind 
der Landkreis  Starnberg 
die Gemeinden Berg 
  Bernried 
  Feldafing 
  Münsing 
  Pöcking 
  Seeshaupt 
  Tutzing und 
die Stadt  Starnberg 
 
(2) Die Aufnahme weiterer Mitglieder ist möglich und 
erfolgt durch Beschluss der Verbandsversammlung. 
Sie bedarf einer Änderung der Verbandssatzung und 
der Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde. 
(3) Außerhalb des räumlichen Wirkungskreises kann 
der Zweckverband in Einzelfällen privatrechtliche Ver-
einbarungen oder Verträge zur Übernahme von Ab-
wässern abschließen. Hierzu ist die Zustimmung der 
Verbandsversammlung erforderlich. 
 
§ 3 
Räumlicher Wirkungskreis 
 
Der räumliche Wirkungskreis des Zweckverbands um-
fasst die Gebiete der Mitgliedsgemeinden. 
 
§ 4 
Aufgaben und Befugnisse 
 
(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe zur Sanierung 
und Reinhaltung des natürlichen Erholungsraums 
Starnberger See für alle Mitgliedsgemeinden eine ge-
meinsame Entwässerungseinrichtung zur Beseitigung 
von Abwasser getrennt nach Schmutz- und Nieder-
schlagswasser (Trennsystem) zu planen, zu errichten, 
zu betreiben und zu unterhalten sowie im Bedarfsfall 
zu erweitern und bereits vorhandene Ortsnetze der 
Verbandsmitglieder zum 01.01.2014 zu übernehmen. 
Die Entwässerungseinrichtung besteht aus dem Ring-
kanal (Sammelkanal), den Ortsnetzen in den Mit-
gliedsgemeinden und der Kläranlage für die Schmutz-
wasserableitung und -reinigung sowie den Nieder-
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schlagswassernetzen inklusive der diesbezüglich er-
forderlichen Sonderbauwerke in den Mitgliedskommu-
nen.  
(2) Der Zweckverband übernimmt zum 01.01.2014 
auch die Aufgabe der Straßenentwässerung, nicht 
jedoch die Satzungs- und Abgabenhoheit für die Stra-
ßenentwässerung. 
(3) Die gemeindliche Planungshoheit der Verbands-
mitglieder bleibt von der Aufgabenübertragung unbe-
rührt. Der Zweckverband ist zur Erschließung der von 
den Verbandsmitgliedern bauplanungsrechtlich aus-
gewiesenen Neubaugebieten verpflichtet und hat auf 
Grundlage der gemeindlichen Bauleitplanung die Ent-
wässerungseinrichtung im eigenen Ermessen zu pla-
nen und zu errichten.  
(4) Errichtung und wesentliche Änderungen der Anlage 
und der Einrichtungen (insbesondere Erweiterung des 
Einzugsgebiets, Errichtung neuer und Erweiterung 
bestehender Gebäude, wesentliche Änderungen der 
maschinellen Einrichtungen) dürfen nur mit Zustim-
mung der technischen Aufsichtsbehörden durchgeführt 
werden. 
(5) Der Zweckverband erfüllt seine Aufgaben ohne 
Gewinnabsicht. Er dient ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützigen Zwecken im Sinne des Steuerrechts. 
(6) Der Zweckverband hat das Recht, an Stelle der 
Verbandsmitglieder Satzungen und Verordnungen zur 
Erfüllung der übertragenen Aufgaben zu erlassen.  
 
§ 5 
Abgrenzung der Befugnisse gegenüber den Mitglieds-
gemeinden 
 
(1) Das Recht und die Pflicht der Verbandsmitglieder, 
die gesetzliche Aufgabe der Schmutz- und Nieder-
schlagswasserbeseitigung zu erfüllen, und die hierzu 
notwendigen Befugnisse einschließlich der Abgaben-
hoheit gehen mit Ablauf des 31.12.2013 auf den 
Zweckverband über. Die Befugnis zur Erhebung von 
Beiträgen und Gebühren, die bereits vor dem 
01.01.2014 bei den Mitgliedsgemeinden auf Grundlage 
deren Beitrags- und Gebührensatzung entstanden 
sind, und die Befugnis zum Vollzug entsprechender 
Beitrags- und Gebührenbescheide verbleibt bei den 
Mitgliedsgemeinden.  
(2) Mit Ablauf des 31.12.2013 übertragen die Ver-
bandsmitglieder auch die Aufgabe der Straßenentwäs-
serung auf den Zweckverband; die Satzungs- und 
Abgabenhoheit für die Straßenentwässerung verbleibt 
jedoch bei den Mitgliedsgemeinden. Die Kostentra-
gung für die Aufgaben der Straßenentwässerung ist in 
einer gesonderten schriftlichen Vereinbarung zwischen 
dem Zweckverband und den einzelnen Mitgliedsge-
meinden zu regeln.  
(3) Die Verbandsgemeinden gestatten dem Zweckver-
band für die Durchführung seiner satzungsmäßigen 
Aufgaben die Benutzung ihrer einschlägigen Akten, 
Archive, des Aktenmaterials und dergleichen sowie die 
Benutzung ihrer öffentlichen Verkehrsräume und der 
sonstigen ihrem Verfügungsrecht unterliegenden 
Grundstücke. Die Benutzung öffentlicher Verkehrs-

räume und Grundstücke durch den Zweckverband darf 
eine bestehende oder beabsichtigte Nutzung der ein-
zelnen Verbandsgemeinde nicht beeinträchtigen. Die 
Errichtung neuer Entwässerungseinrichtungen in Ge-
bieten der Verbandsgemeinden erfolgt in Abstimmung 
mit der jeweiligen Gemeinde. 
 
§ 6 
Aufgabenfremde Nutzungen der örtlichen Entwässe-
rungseinrichtungen 
 
(1) Auf Antrag wird jedem Verbandsmitglied die aufga-
benfremde Nutzung der örtlichen Entwässerungsein-
richtungen, wie beispielsweise zur Mitverlegung von 
Breitbandinternetinfrastruktur, unentgeltlich gestattet, 
soweit das Verbandsmitglied schriftlich nachweist, 
dass die aufgabenfremde Nutzung technisch machbar 
ist und den ordnungsgemäßen Betrieb der von der 
Nutzung betroffenen örtlichen Entwässerungseinrich-
tungen nicht beeinträchtigt. Auf Anfrage unterstützt der 
Zweckverband das antragstellende Verbandsmitglied 
mit vorhandenen Unterlagen und Daten aus dem Ka-
nalbetrieb. Bei Ablehnung der aufgabenfremden Nut-
zung kann das Verbandsmitglied eine Überprüfung 
durch einen qualifizierten unabhängigen Sachverstän-
digen verlangen. 
(2) Das Benutzungsverhältnis im Sinne von Absatz 1 
ist durch gesonderte schriftliche Vereinbarung zwi-
schen dem Zweckverband und dem entsprechenden 
Verbandsmitglied zu regeln. Die Vereinbarung muss 
zwingend Regelungen über 
 

1. die konkrete Art und den Umfang der aufga-
benfremden Nutzung, 

2. die Kostentragung, insbesondere im Zusam-
menhang mit möglichen Mehrkosten aufgrund 
erhöhtem Reinigungsbedarf durch die Nutzung 
der Entwässerungseinrichtungen oder infolge 
erhöhten Kosten bei Sanierungsmaßnahmen, 
sowie 

3. die Haftung, insbesondere bezüglich 
 
a) eines Haftungsausschlusses zugunsten 

des Zweckverbandes hinsichtlich der 
Funktionsfähigkeit der Anlagen für die 
aufgabenfremde Nutzung sowie 

b) die Verantwortlichkeit des entsprechenden 
Verbandsmitglieds bei Beschädigungen 
der Entwässerungseinrichtungen durch die 
aufgabenfremde Nutzung enthalten. 

 
 
II. Verfassung und Verwaltung 
 
§ 7 
Verbandsorgane 
 
Die Organe des Zweckverbands sind 
die Verbandsversammlung 
der Verbandsausschuss 
der Verbandsvorsitzende 
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Die Begriffe “Verbandsvorsitzende” und „Stellvertreter“ 
werden im nachfolgenden Satzungstext unterschieds-
los und diskriminierungsfrei unabhängig vom Ge-
schlecht des Adressaten verwendet. 
 
§ 8 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Ver-
bandsvorsitzenden und den übrigen Verbandsräten. 
Jedes Verbandsmitglied entsendet mindestens einen 
Verbandsrat. Der jeweilige Landrat des Mitgliedsland-
kreises und die jeweiligen ersten Bürgermeister der 
einzelnen Mitgliedsgemeinden sind für die Dauer ihrer 
Amtszeit Verbandsräte, soweit nicht gemäß Art. 31 
Abs. 2 KommZG andere Personen als Vertreter be-
stellt werden. Jede Mitgliedsgemeinde entsendet au-
ßerdem je angefangene 2.000 der Einwohnerzahl ei-
nen weiteren Verbandsrat. 
(2) Die Einwohnerzahl bestimmt sich jeweils nach dem 
Stand der letzten amtlichen Bevölkerungsfortschrei-
bung.Die Anzahl der hieraus ermittelten Vertreter der 
Verbandsversammlung bleibt bis zum Ablauf der 
Wahlperiode der gemeindlichen Vertretungsorgane 
maßgebend, auch wenn in der Zwischenzeit eine Än-
derung in der Einwohnerzahl eintritt. 
(3) Für jeden Verbandsrat, der nicht kraft seines Amtes 
bestellt wurde, ist vom zuständigen Verbandsmitglied 
ein Stellvertreter zu bestimmen. Verbandsräte können 
nicht untereinander die Stellvertretung ausüben. 
(4) Die Amtszeit der Verbandsräte und ihrer Stellver-
treter dauert sechs Jahre bzw. die Zeit ihres kommu-
nalen Wahlamtes. Sie üben ihr Amt bis zum Amtsan-
tritt der neuen Verbandsräte weiter aus. Scheidet ein 
Verbandsrat, der nach Absatz 1 bestellt wurde, vorzei-
tig aus dem Wahlamt aus, so hat das Verbandsmit-
glied die Bestellung zu widerrufen. 
(5) Ein Verbandsrat kann an der Beratung und Ab-
stimmung nicht teilnehmen, wenn der Beschluss ihm 
selbst, seinem Ehegatten, seinem Lebenspartner, 
einem Verwandten oder Verschwägerten bis zum 3. 
Grad oder einer von ihm kraft Gesetzes oder durch 
Vollmacht vertretenen natürlichen oder juristischen 
Person einen unmittelbaren Vor- oder Nachteil bringen 
kann. Ob diese Voraussetzungen vorliegen, entschei-
det die Verbandsversammlung. Art. 33 Abs. 4 Satz 2 
KommZG bleibt unberührt. 
(6) Die Mitglieder der Verbandsversammlung sind 
ehrenamtlich tätig. Der Zweckverband entschädigt die 
Verbandsräte entsprechend den Vorschriften des Art. 
30 des KommZG. Der Zweckverband erlässt hierfür 
eine Entschädigungssatzung.  
(7) Bedienstete des Zweckverbandes und der Auf-
sichtsbehörde können nicht Mitglieder oder Stellvertre-
ter in der Verbandsversammlung werden. Art. 30 Abs. 
4 KommZG bleibt unberührt. 
 
 
 
 

§ 9 
Einberufung der Verbandsversammlung 
 
(1) Die Verbandsversammlung wird durch den Ver-
bandsvorsitzenden nach näherer Maßgabe des Art. 32 
KommZG jährlich mindestens einmal einberufen. 
(2) Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind 
grundsätzlich öffentlich. Im Übrigen gilt Art. 32 Abs. 4 
KommZG. 
 
§ 10 
Leitung, Abstimmung und Beschlüsse der Verbands-
versammlung 
 
(1) Der Verbandsvorsitzende oder sein Stellvertreter 
leitet die Sitzung. Sofern diese Personen verhindert 
sind, ist der Vorsitz durch Beschluss der Verbandsver-
sammlung einem anderen Verbandsausschußmitglied 
zu übertragen. 
(2) Jedes Mitglied der Verbandsversammlung (Ver-
bandsräte, Verbandsvorsitzender) hat in der Ver-
bandsversammlung eine Stimme. Kein Stimmberech-
tigter darf sich der Stimme enthalten. 
(3) Die Beschlüsse der Verbandsversammlung werden 
in offener Abstimmung gefasst. Dies gilt jedoch nicht 
für die Wahlen des Verbandsvorsitzenden und des 
Stellvertreters. 
(4) Beschlüsse der Verbandsversammlung bedürfen 
zu ihrer Gültigkeit der einfachen Stimmenmehrheit, 
soweit nicht nach § 11 Abs. 2, 3 und 4 eine andere 
Regelung vorgeschrieben ist. Bei Stimmengleichheit 
ist der Antrag abgelehnt. 
(5) Über andere als in der Einladung angegebene Be-
ratungsgegenstände darf nur dann Beschluss gefasst 
werden, wenn  
 

1. die Angelegenheit dringlich ist und die Ver-
bandsversammlung mehrheitlich zustimmt 
oder 

2. sämtliche Mitglieder der Verbandsversamm-
lung anwesend sind und kein Mitglied der Be-
handlung widerspricht. 
 

(6) Über die Beschlüsse der Verbandsversammlung ist 
eine Niederschrift aufzunehmen und vom Verbands-
vorsitzenden bzw. vom Stellvertreter und vom Schrift-
führer zu unterzeichnen. 
(7) Abschriften der in öffentlicher Sitzung gefassten 
Beschlüsse sind der Rechtsaufsichtsbehörde sowie 
den technischen Aufsichtsbehörden und sämtlichen 
Mitgliedern der Verbandsversammlung zu übergeben. 
Die Verbandsmitglieder und die Rechtsaufsichtsbe-
hörde erhalten über alle Beschlüsse (öffentliche und 
nichtöffentliche) Abschriften. 
 
§ 11 
Zuständigkeit der Verbandsversammlung 
 
(1) Folgende Angelegenheiten fallen in den aus-
schließlichen Zuständigkeitsbereich der Verbandsver-
sammlung: 
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1. Die Entscheidung über die Errichtung und die 
wesentliche Erweiterung der den Verbands-
aufgaben dienenden Einrichtungen , 

2. die Aufnahme weiterer Mitglieder in den 
Zweckverband, 

3. das Ausscheiden oder der Ausschluss von 
Verbandsmitgliedern, 

4. die Beschlussfassung über die Haushaltssat-
zung, über die Nachtragshaushaltssatzungen, 
über Einwendungen gegen die Haushaltssat-
zung und die Nachtragshaushaltssatzungen 
sowie die Beschlussfassung über die Aufnah-
me von zusätzlichen Krediten während der 
vorläufigen Haushaltsführung und Beschluss-
fassung über den Finanzplan, 

5. die Feststellung der Jahresrechnung oder des 
Jahresabschlusses und die Entlastung, 

6. die örtliche Rechnungsprüfung, 
7. die Festsetzung von Verbandsumlagen nach 

der in der Verbandssatzung getroffenen Rege-
lung, 

8. die Festsetzung von Entschädigungen, 
9. die Aufnahme von Krediten, die Übernahme 

von Bürgschaften und der Abschluss von 
Rechtsgeschäften verwandter Art über den 
Betrag von 25.000 € hinaus, 

10. die Wahl des Verbandsvorsitzenden und sei-
nes Stellvertreters,  

11. die Festsetzung des Stellenplans für die Be-
diensteten des Zweckverbands, 

12. die Änderung der Verbandssatzung, 
13. der Erlass, die Änderung oder die Aufhebung 

sonstiger Satzungen und Verordnungen, 
14. die Änderung der Verbandsaufgaben, 
15. der Erlass, die Änderung oder die Aufhebung 

der Geschäftsordnung für die Verbandsver-
sammlung, 

16. der Erlass, die Änderung oder die Aufhebung 
der Betriebsordnung, 

17. die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer 
Ausschüsse, 

18. die Genehmigung von Projekten, die nicht un-
ter Nr. 1 fallen, mit zu erwartenden Gesamt-
kosten von über 500.000 €, 

19. die Vergabe von Einzelaufträgen über  
500.000 €, soweit sie nicht unter Nr. 1 fallen 
und nicht zur Ausführung eines bereits von der 
Verbandsversammlung genehmigten Projekts 
dienen, 

20. die Auflösung des Zweckverbands und Bestel-
lung von Liquidatoren. 

(2) Beschlüsse für eine Satzungsänderung über die 
Aufnahme, das Ausscheiden oder den Ausschluss von 
Verbandsmitgliedern (Absatz 1 Nrn. 2 und 3) sowie die 
Änderung der Verbandsaufgaben (Absatz 1 Nr. 14) 
und die Auflösung des Zweckverbands (Absatz 1 Nr. 
20) bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der sat-
zungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbandsver-
sammlung sowie der Genehmigung durch die Rechts-
aufsichtsbehörde. 

(3) Beschlüsse über Satzungsänderungen infolge Än-
derung des Umlageschlüssels nach Maßgabe von § 
21 Abs. 1 bedürfen einer Mehrheit von zwei Dritteln 
satzungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbandsver-
sammlung. 
(4) Beschlüsse über den Beitritt oder den Austritt set-
zen einen Antrag des Beteiligten voraus. 
 
§ 12 
Zusammensetzung des Verbandsausschusses 
 
(1) Mitglieder des Verbandsausschusses sind der Ver-
bandsvorsitzende, der jeweilige Landrat des Mitglieds-
landkreises und die jeweiligen ersten Bürgermeister 
der Mitgliedsgemeinden. Stellvertreter sind ihre jewei-
ligen gesetzlichen Stellvertreter. Wird als Verbands-
vorsitzender der Landrat oder ein erster Bürgermeister 
gewählt, so verringert sich der Verbandsausschuss um 
ein Mitglied. Die Amtszeit der Ausschussmitglieder 
beträgt sechs Jahre bzw. die Zeit ihres kommunalen 
Wahlamtes. Sie üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für 
die sie gewählt sind, bis zum Amtsantritt des neu ge-
bildeten Ausschusses aus. 
(2) Die Mitglieder des Verbandsausschusses sind eh-
renamtlich tätig. Der Zweckverband entschädigt die 
Ausschussmitglieder entsprechend den Vorschriften 
des Art. 30 KommZG. Der Zweckverband erlässt hier-
für eine Entschädigungssatzung.  
(3) Die Ausschussmitglieder können die weitere Aus-
übung ihres Amts nur aus wichtigen Gründen ableh-
nen. Ob ein solcher Grund vorliegt, entscheidet das 
Verbandsmitglied, dem das Ausschussmitglied ange-
hört. 
 
§ 13 
Einberufung des Verbandsausschusses 
 
(1) Der Verbandsausschuss tritt auf schriftliche oder 
elektronische Einladung des Verbandsvorsitzenden 
oder bei dessen Verhinderung auf Einladung des stell-
vertretenden Verbandsvorsitzenden zusammen; Da-
tum, Tageszeit und Ort sowie die Beratungsgegen-
stände sind in der Einladung anzugeben. Die Einla-
dung soll mindestens eine Woche vor der Verbands-
ausschusssitzung erfolgen. In dringenden Fällen kann 
der Verbandsvorsitzende die Frist bis auf 24 Stunden 
verkürzen. 
(2) Eine Sitzung des Verbandsausschusses muss 
spätestens innerhalb von 14 Tagen einberufen wer-
den, wenn dies von mindestens drei Ausschussmit-
gliedern oder von der Aufsichtsbehörde unter Angabe 
des Beratungsgegenstands schriftlich verlangt wird. 
(3) Die Sitzungen des Verbandsausschusses sind 
grundsätzlich öffentlich. Im Übrigen gilt Art. 32 Abs. 4 
KommZG. 
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§ 14 
Leitung, Abstimmung und Beschlüsse des Verbands-
ausschusses 
 
(1) Der Verbandsvorsitzende oder sein Stellvertreter 
leitet die Sitzung. 
(2) Der Verbandsausschuss ist beschlussfähig, wenn 
sämtliche Ausschussmitglieder ordnungsgemäß gela-
den sind und mehr als die Hälfte der Ausschussmit-
glieder anwesend und stimmberechtigt ist. Im Übrigen 
gilt Art. 33 Abs. 1 und 2 KommZG entsprechend. 
(3) Jedes Mitglied des Ausschusses hat eine Stimme. 
Kein Mitglied darf sich der Stimme enthalten. 
(4) Beschlüsse werden in offener Abstimmung mit 
einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Bei Stimmen-
gleichheit ist der Antrag abgelehnt.  
(5) Über andere als in der Einladung angegebene Be-
ratungsgegenstände darf nur dann Beschluss gefasst 
werden, wenn 

1. die Angelegenheit dringlich ist und der Ver-
bandsausschuss mehrheitlich zustimmt oder 

2. sämtliche Mitglieder des Verbandsausschus-
ses anwesend sind und kein Mitglied der Be-
handlung widerspricht. 
 

(6) Über die Beschlüsse des Verbandsausschusses ist 
eine Niederschrift aufzunehmen, die der Verbandsvor-
sitzende oder sein Stellvertreter sowie der Schriftführer 
zu unterzeichnen haben. Abschriften der in öffentlicher 
Sitzung gefassten Beschlüsse sind sämtlichen Mitglie-
dern der Verbandsversammlung zu übergeben. Die 
Verbandsmitglieder erhalten über alle Beschlüsse aus 
öffentlichen und nichtöffentlichen Sitzungen Abschrif-
ten. 
(7) Ein Mitglied des Ausschusses kann an der Bera-
tung und Abstimmung nicht teilnehmen, soweit Um-
stände nach § 8 Absatz 5 bestehen. Der Ausschuss 
kann unbeschadet des § 11 Absatz 1 Nr. 15 eine Ge-
schäftsordnung aufstellen, ändern oder aufheben. 
Hierfür ist die Zustimmung der Verbandsversammlung 
notwendig. 
 
§ 15 
Zuständigkeit des Verbandsausschusses 
 
(1) Der Verbandsausschuss beschließt über alle in den 
Angelegenheiten des Zweckverbands zu treffenden 
Maßnahmen und abzuschließenden Geschäfte, soweit 
er nicht durch das Gesetz oder durch die Verbands-
satzung darin beschränkt und die Verbandsversamm-
lung oder der Vorsitzende zuständig ist. Der Aus-
schuss ist insbesondere zuständig für 
 

1. die Genehmigung von Projekten (einschließ-
lich Erschließungsmaßnahmen) mit zu erwar-
tenden Gesamtkosten bis zu 1 Mio. €, 

2. die Vergabe von Einzelaufträgen bis zu 1 Mio. 
€. 
 

Im Übrigen bereitet der Ausschuss die Beratungsge-
genstände für die Verbandsversammlung vor und gibt 
entsprechende Empfehlungen. 
(2) Der Verbandsausschuss ist ferner zuständig für 
alle Angelegenheiten, die ihm durch Einzelbeschluss 
der Verbandsversammlung übertragen werden. Aus-
genommen hiervon sind die Angelegenheiten, die ge-
mäß § 11 der ausschließlichen Zuständigkeit der Ver-
bandsversammlung vorbehalten sind. 
(3) Der Verbandsausschuss ist berechtigt, zu den Sit-
zungen Sachverständige, Vertreter der Rechtsauf-
sichtsbehörde und der technischen Aufsichtsbehörden 
sowie Bedienstete des Zweckverbands zur Beratung 
beizuziehen. 
(4) Ein Verbandsausschussmitglied, das seine Pflich-
ten vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, ist dem 
Verband zum Ersatz des daraus entstehenden Scha-
dens verpflichtet. 
(5) Die Verbandsausschussmitglieder können ihre 
Obliegenheiten nicht durch andere, ausgenommen 
ihre Stellvertreter, ausüben lassen. 
(6) Der Verbandsausschuss ernennt, ordnet ab, ver-
setzt und entlässt die Beamten ab Besoldungsgruppe 
A 9 und versetzt sie in den Ruhestand. Der Verbands-
ausschuss stellt außerdem die Beschäftigten ab der 
Entgeltgruppe 9 ein und hat das Recht, sie höher zu 
gruppieren und zu entlassen. Art. 38 Abs. 1 KommZG 
bleibt unberührt. 
 
§ 16 
Der Verbandsvorsitzende 
 
(1) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter 
werden von der Verbandsversammlung aus ihrer Mitte 
gewählt. Die Wahl erfolgt geheim. Die Vorschriften 
über die persönliche Beteiligung finden hier keine An-
wendung. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der 
abgegebenen Stimmen erhält. Wird die Mehrheit im 
ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet eine Stich-
wahl unter den beiden Bewerbern mit den höchsten 
Stimmenzahlen statt. Bei Stimmengleichheit in der 
Stichwahl entscheidet das Los. 
(2) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter 
werden auf die Dauer von sechs Jahren bzw. auf die 
Dauer ihres kommunalen Wahlamtes gewählt. Sie 
üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie gewählt 
sind, bis zum Amtsantritt des neugewählten Verbands-
vorsitzenden und Stellvertreters weiter aus. 
(3) Der Rechtsaufsichtsbehörde ist der Name des Ver-
bandsvorsitzenden und des Stellvertreters bekanntzu-
geben. 
 
§ 17 
Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden 
 
(1) Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckver-
band nach außen. Er bereitet die Beratungsgegen-
stände der Verbandsversammlung und des Verbands-
ausschusses vor und führt den Vorsitz. Der Verbands-
vorsitzende vollzieht ferner die Beschlüsse der Ver-
bandsversammlung bzw. des Verbandsausschusses 
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und erledigt in eigener Zuständigkeit alle Angelegen-
heiten, die nach der Gemeindeordnung kraft Gesetzes 
dem ersten Bürgermeister zukommen, sofern in der 
Verbandssatzung nichts Abweichendes festgelegt ist. 
Aufgabe des Verbandsvorsitzenden ist ferner: 
 

- Die Sitzungen des Verbandsausschusses und 
der Verbandsversammlung anzuberaumen, 
einzuberufen und zu leiten. 

- Die Beschlüsse der Verbandsversammlung 
und des Verbandsausschusses gem. § 10 
Abs. 6 und 7 und § 14 Abs. 6 Satz 2 den Ver-
bandsmitgliedern und der Rechtsaufsichtsbe-
hörde schriftlich zur Kenntnis zu bringen. 

- Die Beschäftigten bis einschließlich der Ent-
geltgruppe 8 sowie Beamte bis einschließlich 
zur Besoldungsgruppe A 8 einzustellen, höher 
zu gruppieren und zu entlassen; Art. 38 Abs. 2 
KommZG bleibt unberührt. 

- Die Verbandsanlagen zu überwachen. 
- Dienstaufsicht über das Personal auszuüben. 
 

(2) Durch Beschluss der Verbandsversammlung kön-
nen dem Verbandsvorsitzenden weitere Angelegenhei-
ten zur selbständigen Erledigung übertragen werden, 
soweit nicht nach dem Gesetz über die kommunale 
Zusammenarbeit oder nach dieser Verbandssatzung 
die ausschließliche Zuständigkeit der Verbandsver-
sammlung oder des Verbandsausschusses gegeben 
ist. 
(3) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter 
sind dem Zweckverband gegenüber verantwortlich, 
dass die gesetzlichen Vorschriften, insbesondere die 
Vorschriften dieser Satzung, eingehalten werden. Ver-
letzen sie ihre Verpflichtungen grob fahrlässig oder 
vorsätzlich, so sind sie dem Zweckverband zum Ersatz 
des daraus entstehenden Schadens verpflichtet. 
(4) Der Verbandsvorsitzende bzw. sein Stellvertreter 
können in den in § 8 Absatz 5 genannten Fällen nicht 
tätig werden. 
 
§ 18 
Rechtstellung des Verbandsvorsitzenden 
 
Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter sind 
ehrenamtlich tätig. Der Zweckverband entschädigt den 
Verbandsvorsitzenden und den Stellvertreter entspre-
chend den Vorschriften des Art. 30 KommZG. Der 
Zweckverband erlässt hierfür eine Entschädigungssat-
zung. 
 
§ 19 
Dienstherrneigenschaft 
 
Der Zweckverband hat das Recht, Dienstherr von Be-
amten zu sein. 
 
 
 
 
 

III. Wirtschafts- und Haushaltsführung 
 
§ 20 
Deckung des Aufwands 
 
(1) Der Zweckverband erhebt Beiträge und Gebühren 
nach den Vorschriften des Kommunalabgabenrechts 
und Kosten nach dem Kostengesetz. 
(2) Die Herstellungs- und Unterhaltskosten der Stra-
ßenentwässerung sind von den Mitgliedsgemeinden 
zu tragen und werden dem Zweckverband erstattet. 
(3) Der durch Beiträge, Gebühren, Kosten und sonsti-
ge Einnahmen in Ausnahmefällen nicht gedeckte Fi-
nanzbedarf des Zweckverbandes wird auf die Ver-
bandsmitglieder nach Maßgabe des § 21 umgelegt. 
Die Umlage soll den Verbandsmitgliedern vom Zweck-
verband zurückerstattet werden, sofern diese im Rah-
men des darauffolgenden Kalkulationszeitraums nach 
den abgabenrechtlichen Vorgaben refinanziert werden 
kann. 
 
§ 21 
Festsetzung und Zahlung der Umlage 
 
(1) Die ungedeckten Kosten werden gemäß nachste-
hender Aufstellung über den Umlagenschlüssel auf die 
Verbandsmitglieder verteilt. Von der Umlage ausge-
nommen ist der Landkreis Starnberg.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Die Umlagen werden in der Haushaltssatzung nach 
Bedarf für ein Haushaltsjahr festgesetzt. Sie können 
während des Haushaltsjahres nur durch eine Nach-
tragshaushaltssatzung geändert werden. 
(3) Die Umlagenbeträge sind den einzelnen Mitglieds-
gemeinden durch schriftlichen Bescheid mitzuteilen 
(Umlagenbescheid). Aus dem Bescheid muss zum 
einen hervorgehen, wie die Umlagenbeträge berech-
net wurden sowie zum anderen eine Festlegung der 
Zahlungsmodalitäten erfolgen. Die Regelungen des 
Art. 42 Abs. 2 und 3 KommZG sind zu beachten. 
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§ 22 
Geltung von Vorschriften, Haushaltsjahr 
 
Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammen-
arbeit oder die Verbandssatzung nichts anderes vor-
schreibt, gelten für die Verbandswirtschaft die Best-
immungen über die Gemeindewirtschaft entsprechend.  
 
§ 23 
Haushaltssatzung 
 
Der Verbandsvorsitzende hat vor Beginn des Rech-
nungsjahres den Entwurf der Haushaltssatzung der 
Verbandsversammlung zur Beschlussfassung vorzule-
gen. Der Entwurf ist rechtzeitig, jedoch mindestens 
vier Wochen vor dem Beschluss über die Haushalts-
satzung den Verbandsmitgliedern bekanntzugeben. 
 
§ 24 
Kassenverwaltung 
 
Die Kassengeschäfte des Zweckverbands werden von 
einem von der Verbandsversammlung zu bestellenden 
Kassenverwalter wahrgenommen. Er darf Zahlungen 
weder selbst anordnen noch bei ihrer Anordnung mit-
wirken. Die Anordnungsbefugnis liegt beim Verbands-
vorsitzenden und dem Geschäftsleiter. 
 
§ 25 
Jahresrechnung, Prüfung und Feststellung 
 
(1) Der Verbandsvorsitzende hat am Ende des Rech-
nungsjahrs die Rechnung der Verbandsversammlung 
vorzulegen. 
(2) Für die örtliche Rechnungsprüfung wird ein Rech-
nungsprüfungsausschuss aus der Mitte der Verbands-
versammlung gebildet, bestehend aus drei Verbands-
räten. Die Verbandsversammlung bestimmt daraus 
einen Verbandsrat zum Vorsitzenden und bestellt zu 
jedem Rechnungsprüfungsausschussmitglied einen 
Stellvertreter. Die Mitglieder werden gemäß der Ent-
schädigungssatzung des Verbandes entschädigt. Der 
Ausschuss führt seine Tätigkeit für eine Amtsperiode 
aus. 
(3) Der Verbandsversammlung obliegt nach Vorliegen 
des Ergebnisses der örtlichen Rechnungsprüfung die 
Feststellung der Rechnung. 
(4) Nach Feststellung der Jahresrechnung veranlasst 
der Verbandsvorsitzende beim Bayerischen Kommu-
nalen Prüfungsverband die überörtliche Rechnungs-
prüfung. Aufgrund dieses Ergebnisses beschließt die 
Verbandsversammlung endgültig über die Anerken-
nung der Jahresrechnung. 
 
§ 26 
Rücklagen 
 
Der Zweckverband bildet allgemeine Rücklagen nach 
den Bestimmungen der Gemeindeordnung und der 
Kommunalhaushaltsverordnung. 
 

IV. Geschäftsstelle und Geschäftsleiter  
 
§ 27 
Geschäftsstelle - Geschäftsleiter 
 
(1) Der Zweckverband unterhält eine Geschäftsstelle, 
in der alle Angelegenheiten der laufenden Verwaltung 
des Zweckverbands vorbehandelt und durchgeführt 
werden.  
Die Geschäftsstelle steht außerdem den Verbandsmit-
gliedern als Beratungsstelle zur Verfügung. Ihr Sitz ist 
Starnberg. 
(2) Die Geschäftsstelle führt der Geschäftsleiter. Der 
Begriff “Geschäftsleiter” wird im nachfolgenden Sat-
zungstext unterschiedslos und diskriminierungsfrei 
unabhängig vom Geschlecht des Adressaten verwen-
det. 
(3) Die Verbandsversammlung bestellt einen Ge-
schäftsleiter. Sie kann ihm durch Beschluss Zustän-
digkeiten des Verbandsvorsitzenden entsprechend § 
17 Absatz 2 übertragen. Durch gesonderten Beschluss 
kann sie ihm ferner, unbeschadet des § 11 Absatz 1, 
weitere Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung 
übertragen. 
 
 
V. Allgemeine Bestimmungen 
 
§ 28  
Öffentliche Bekanntmachungen 
 
(1) Die Satzungen und Verordnungen des Zweckver-
bands werden im Amtsblatt der Rechtsaufsichtsbehör-
de bekanntgemacht. 
(2) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des 
Zweckverbands werden an den Gemeindetafeln der 
Mitgliedsgemeinden angeschlagen. Der Anschlag darf 
frühestens nach 14 Tagen wieder abgenommen wer-
den. 
 
§ 29  
Austritt und Ausschluss von Verbandsmitgliedern 
 
(1) Der Austritt eines Verbandsmitglieds setzt einen 
vom Kollegialorgan beschlossenen, mit einer Frist von 
mindestens zwei Jahren für den Schluss eines Rech-
nungsjahres erklärten Antrag auf Austritt voraus. Er 
bedarf neben der Genehmigung der Rechtsaufsichts-
behörde einer Mehrheit von zwei Dritteln der sat-
zungsmäßigen Stimmenzahl der Verbandsversamm-
lung. Das Recht, aus wichtigem Grund zu kündigen 
(Art. 44 Absatz 3 KommZG), bleibt unberührt. 
(2) Für den Ausschluss eines Verbandsmitglieds gilt 
sinngemäß Absatz 1 Satz 2. 
 
§ 30  
Auflösung und Abwicklung 
 
(1) Die Auflösung des Zweckverbands bedarf einer 
Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmäßigen 
Stimmenzahl in der Verbandsversammlung sowie der 
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Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde. Die Auflö-
sung ist wie die Verbandssatzung bekanntzumachen. 
(2) Wird der Zweckverband aufgelöst, ohne dass seine 
Aufgaben für seinen räumlichen Wirkungskreis voll-
ständig von einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung 
des öffentlichen Rechts übernommen werden, gilt er 
bis zur vollständigen Abwicklung als fortbestehend. 
(3) Werden von der Verbandsversammlung keine Li-
quidatoren bestellt, so ist der Verbandsvorsitzende 
Abwickler. Er hat die laufenden Geschäfte zu beenden 
und Forderungen einzuziehen. 
Bekannte Gläubiger hat er besonders, andere Gläubi-
ger durch öffentliche Bekanntmachungen aufzufor-
dern, ihre Ansprüche anzumelden. Der Verbandsvor-
sitzende hat die Ansprüche der Gläubiger zu befriedi-
gen. 
(4) Das vorhandene Vermögen wird nach Abzug aller 
Verbindlichkeiten unter die Mitglieder des Zweckver-
bands nach dem in § 21 Absatz 1 festgelegten Ver-
hältnis verteilt. Das zur Verteilung kommende Vermö-
gen darf nur für Pflichtaufgaben im eigenen Wirkungs-
kreis verwendet werden. 
 
(5) Übersteigen bei Auflösung des Zweckverbands die 
Verbindlichkeiten das vorhandene Vermögen, so ist 
der Fehlbetrag nach dem Verhältnis auf die Ver-
bandsmitglieder umzulegen, in dem ihre Verbandsan-
teile gemäß § 21 Absatz 1 in dem zur Auflösung vor-
hergegangenen Rechnungsjahr zueinander standen. 
 
§ 31  
Übernahme der Beamten und Versorgungsempfänger 
 
Wird der Zweckverband aufgelöst, ohne dass seine 
bisherigen Aufgaben auf andere juristische Personen 
des öffentlichen Rechts mit Dienstherrnfähigkeit über-
gehen, so hat der Landkreis Starnberg die Beamten 
und Versorgungsempfänger zu übernehmen. 
 
VI. Schlussbestimmungen 
 
§ 32  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntma-
chung im Amtsblatt in Kraft. 


